
Aktenzeichen: 10 AZR 238/01 
Bundesarbeitsgericht 10. Senat

I. Arbeitsgericht 
Karlsruhe

II. Landesarbeitsgericht
Baden-Württemberg (Mannheim)

Urteil vom 14. November 2001 
-1 0  AZR 238/01 -

Urteil vom 26. Juli 2000 
- 9 Ca 38/00 -

Urteil vom 14. März 2001 
-1 2  Sa 77 /00-

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse:________ Ja

Entscheidungsstichwort:

Jahressonderzahlung - betriebsbedingte Kündigung

Gesetze:

BGB § 611 Gratifikation; Tarifvertrag über Jahressonderzahlungen der 
Textilindustrie Baden-Württemberg idF vom 26. Mai 1999 § 2  Abs. 2, 
Abs. 5

Leitsatz:

Bestimmt ein Tarifvertrag, daß ein Anspruch auf eine anteilige Jahres­
sonderzahlung besteht, wenn das Arbeitsverhältnis auf Grund betriebs­
bedingter Kündigung in der zweiten Kalenderjahreshälfte endet, kann 
diese Regelung dahingehend ausgelegt werden, daß ein Anspruch auch 
dann besteht, wenn die betriebsbedingte Kündigung erst im Folgejahr zu 
einer Beendigung des Arbeitsverhältnisses führt.
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BUNDESARBEITSGERICHT

10 AZR 238/01 
12 Sa 77/00 
Landesarbeitsgericht 
Baden-Württemberg

Verkündet am 
14. November 2001

Im Namen des Volkes!

Gaßmann, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

URTEIL

ln Sachen

Beklagte, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin,

PP-

Klägerin, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,

hat der Zehnte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mündlichen Verhand­

lung vom 14. November 2001 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsge­

richt Dr. Freitag, den Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Fischermeier, die Richterin 

am Bundesarbeitsgericht Marquardt, die ehrenamtliche Richterin Tirre und den ehren­

amtlichen Richter Frese für Recht erkannt:
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1. Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landesar­
beitsgerichts Baden-Württemberg vom 14. März 2001 
-12  Sa 77/00 - wird zurückgewiesen.

2. Die Beklagte hat die Kosten der Revision zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten über eine Jahressonderzahlung.

Die Klägerin war seit dem 16. Juni 1983 als Lagerarbeiterin bei der Beklagten 

bzw. deren Rechtsvorgängerin beschäftigt. Gemäß Ziffer 3 des Arbeitsvertrags vom 

16. Juni 1983 richtete sich das Arbeitsverhältnis nach den „Tarifbestimmungen der 

Textil-Industrie Baden-Württemberg“. Der Tarifvertrag über Jahressonderzahlungen 

der Textilindustrie Baden-Württemberg in der Fassung vom 26. Mai 1999 (im folgen­

den: TV) lautet auszugsweise wie folgt:

„§ 2 Voraussetzung und Höhe der Jahressonderzahlung

2. Der Anspruch auf die Jahressonderzahlung setzt voraus, 
daß der Arbeitnehmer am Auszahlungstag in einem un- 
gekündigten oder einem auf mindestens 6 Monate befri­
steten, jedoch nicht gekündigten Arbeitsverhältnis bzw. 
der Auszubildende in einem Ausbildungsverhältnis steht 
und dem Betrieb am 31. Oktober des jeweiligen Kalen­
derjahres länger als zwei Monate ununterbrochen ange­
hört, soweit nicht in Abs. 5 etwas Abweichendes geregelt 
ist.

Ein Anspruch auf Jahressonderzahlung kann nur geltend 
gemacht werden, wenn der Arbeitnehmer oder Auszubil­
dende im Berechnungszeitraum mindestens einen Monat 
im Betrieb gearbeitet hat.
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- 3 -

3. Die Höhe der Jahressonderzahlung ergibt sich aus der 
nachfolgenden Tabelle.

Die volle Jahressonderzahlung beträgt ab 1998 bei einer 
Betriebszugehörigkeit von

weniger als 2 Jahren 85%

ab 2 Jahren 90%

ab 4 Jahren 95%

ab 6 Jahren 100%

eines durchschnittlichen Monatsverdienstes.

Stichtag für die Betriebszugehörigkeit ist der 31. Oktober.

4. Die Jahressonderzahlung ist nach dem durchschnittlichen 
Monatsverdienst bzw. der durchschnittlichen monatlichen 
Ausbildungsvergütung zu berechnen. Berechnungszeit­
raum ist die Zeit vom 1. Oktober des Vorjahres bis zum 
30. September des laufenden Kalenderjahres.....

5. Unter der Voraussetzung, daß die Wartezeit gemäß 
Abs. 2 erfüllt ist, haben im Laufe des Kalenderjahres ein­
tretende Arbeitnehmer und Auszubildende Anspruch auf 
ein Zwölftel der Jahressonderzahlung für jeden Kalen­
dermonat, in dem das Arbeits- bzw. Ausbildungsverhältnis 
mindestens 14 Kalendertage bestanden hat. Entspre­
chendes gilt für anspruchsberechtigte Arbeitnehmer und 
Auszubildende, deren Arbeits- bzw. Ausbildungsverhältnis 
ruht, sowie für Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhältnis auf 
Grund betriebsbedingter Kündigung in der zweiten Kalen­
derjahreshälfte endet oder die im Laufe des Kalenderjah­
res auf Grund eigener Kündigung wegen Eintritts in den 
Ruhestand aus dem Arbeitsverhältnis ausscheiden.

In den beiden letztgenannten Fällen gilt als Berechnungs­
zeitraum die Zeit vom 1. Oktober des Vorjahres bis zum 
Ende des Beschäftigungsverhältnisses.

- 4 -

6. Die Jahressonderzahlung muß bis spätestens Ende No­
vember den Arbeitnehmern zur Verfügung stehen.
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Auszahlungstag ist der Tag, an dem die Jahressonder­
zahlung bar ausgezahlt wird oder dem Konto gutge­
schrieben ist.

§ 3 Anrechenbarkeit und Rückzahlung der Sonderzah­
lung

3. Die Jahressonderzahlung ist, soweit sie DM 100,00 über­
steigt, zurückzuzahlen, wenn das Arbeits- bzw. Ausbil­
dungsverhältnis bis zum 31. März des folgenden Kalen­
derjahres infolge fristloser Entlassung oder Arbeitsver­
tragsbruchs endet. Gleiches gilt, wenn das Arbeits- bzw. 
Ausbildungsverhältnis vor dem 31. Dezember des laufen­
den Kalenderjahres durch den Anspruchsberechtigten 
gekündigt wird.

Am 8. Oktober 1999 kündigte die Beklagte das Arbeitsverhältnis aus betriebs­

bedingten Gründen fristgemäß zum 30. April 2000.

Mit ihrer am 26. Januar 2000 beim Arbeitsgericht eingegangenen Klage macht 

die Klägerin eine Jahressonderzahlung für das Jahr 1999 in rechnerisch unstreitiger 

Höhe geltend. Sie meint, der Anspruch sei begründet, obwohl das Arbeitsverhältnis auf 

Grund der betriebsbedingten Kündigung nicht im Jahre 1999, sondern erst im April 

2000 geendet habe.

Die Klägerin hat zuletzt beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an sie für das Jahr 1999 eine Jah­
ressonderzahlung in Höhe von DM 2.847,00 brutto nebst 4 %
Zinsen hieraus seit dem 14. Dezember 1999 zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie meint, der Wortlaut des 

§ 2 Abs. 5 TV sei eindeutig. Das Arbeitsverhältnis der Klägerin habe nicht in der zwei­

ten Kalenderjahreshälfte geendet. Mit § 2 TV sei eine detaillierte und erkennbar ab­

schließende Regelung der Jahressonderzahlung getroffen worden. Es liege keine 

planwidrige Regelungslücke vor. Eine ergänzende Auslegung des TV verstoße gegen
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Art. 9 Abs. 3 GG. Zweck der Bevorzugung betriebsbedingt gekündigter und noch in der 

zweiten Jahreshälfte ausscheidender Arbeitnehmer sei es, diese wegen der Arbeitslo­

sigkeit kurz vor bzw. nach Weihnachten finanziell zu unterstützen. Erst nach Ablauf des 

Kalenderjahres ausscheidende Arbeitnehmer seien bewußt in die Regelung nicht auf­

genommen worden, da die Arbeitgeber wegen der langen Kündigungsfristen trotz feh­

lender Beschäftigungsmöglichkeiten bei betriebsbedingten Kündigungen ohnehin be­

reits finanziell stark belastet seien. Diese Differenzierung sei sachlich gerechtfertigt.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Die Berufung der Beklagten 

hat das Landesarbeitsgericht zurückgewiesen. Mit der Revision verfolgt die Beklagte 

ihren Klageabweisungsantrag weiter, während die Klägerin die Zurückweisung der Re­

vision beantragt.

Entscheidunasaründe

Die Revision ist nicht begründet. Die Vorinstanzen haben die Beklagte zu 

Recht verurteilt, an die Klägerin die Sonderzahlung für das Jahr 1999 zu zahlen.

I. Das Landesarbeitsgericht hat seine Entscheidung im wesentlichen damit be­

gründet, daß § 2 Abs. 5 TV eine unbewußte Lücke enthalte, soweit nach dessen 

Wortlaut Arbeitnehmer bei der Gewährung einer Sonderzahlung nicht erfaßt seien, die 

nach einer betriebsbedingten Kündigung erst im Folgejahr ausschieden. Eine entspre­

chende Anwendung des § 2 Abs. 5 TV auch auf diesen Personenkreis verstoße nicht 

gegen Art. 9 Abs. 3 GG. Sinn der Regelung sei es nicht, einen Arbeitnehmer mit kurzer 

Kündigungsfrist und geringer finanzieller Absicherung zu bevorzugen. § 2 Abs. 5 TV 

differenziere nicht nach der Dauer der Kündigungsfrist, sondern nach dem Zeitpunkt 

des Wirksamwerdens der Kündigung. Die nicht sachgerechte Lücke in § 2 Abs. 5 TV 

könne daher nur so geschlossen werden, daß auch diejenigen Arbeitnehmer die Zah­

lung erhielten, die infolge betriebsbedingter Kündigung in der zweiten Jahreshälfte 

„oder wegen der Dauer der Kündigungsfrist danach ausscheiden“. Es sei ausgeschlos­

sen, daß die Lücke von den Tarifvertragsparteien durch andere, ebenso plausible Ge­

staltungsvarianten sachgerecht geschlossen werden könnte.

II. Der Senat folgt dem Landesarbeitsgericht im Ergebnis, nicht jedoch in der 

Begründung. Die Klägerin hat gemäß Ziffer 3 des Arbeitsvertrags in Verbindung mit § 2
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Abs. 5 TV einen Anspruch auf Zahlung der Jahressonderzahlung für das Jahr 1999. 

Dies folgt aus der Auslegung des § 2 Abs. 5 TV.

1. Gemäß Ziffer 3 des Arbeitsvertrags vom 16. Juni 1983 richtet sich das Ar­

beitsverhältnis nach den „Tarifbestimmungen der Textil-Industrie Baden-Württemberg“. 

Mit dieser Vereinbarung wurden auch die Vorschriften des Tarifvertrags über Jahres­

sonderzahlungen (TV) wirksam in Bezug genommen.

2. Der Anspruch der Klägerin auf eine Jahressonderzahlung für das Jahr 1999 

folgt aus § 2 Abs. 2 TV in Verbindung mit § 2 Abs. 5 3. Alternative TV.

a) Nach § 2 Abs. 2 Unterabsatz 1 TV ist Voraussetzung für einen Anspruch auf 

Jahressonderzahlung, daß der Arbeitnehmer am Auszahlungstag in einem ungekün- 

digten Arbeitsverhältnis steht und dem Betrieb am 31. Oktober des jeweiligen Kalen­

derjahres länger als zwei Monate ununterbrochen angehört, soweit nicht in Absatz 5 

etwas Abweichendes geregelt ist. Mit dem zweiten Unterabsatz werden die An­

spruchsvoraussetzungen dahingehend ergänzt, daß der Arbeitnehmer im Berech­

nungszeitraum mindestens einen Monat im Betrieb gearbeitet haben muß.

Die Klägerin erfüllt für das Jahr 1999 sowohl die zweimonatige Wartefrist als 

auch die Voraussetzung einer Mindestarbeitsleistung von einem Monat. Infolge der im 

Oktober 1999 ausgesprochenen betriebsbedingten Kündigung ihres Arbeitsverhältnis­

ses stand sie jedoch zum Zeitpunkt der Auszahlung, die gemäß § 2 Abs. 6 TV späte­

stens bis Ende November des Kalenderjahres erfolgen muß, nicht in einem ungekün- 

digten Arbeitsverhältnis.

b) Die Klägerin wird jedoch vom Ausnahmetatbestand des § 2 Abs. 5 3. Alterna­

tive TV erfaßt. Nach dieser Regelung haben „Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhältnis auf 

Grund betriebsbedingter Kündigung in der zweiten Kalenderjahreshälfte endet“ An­

spruch auf ein Zwölftel der Jahressonderzahlung für jeden Kalendermonat, in dem das 

Arbeitsverhältnis mindestens 14 Kalendertage bestanden hat. Hiervon werden auch die 

betriebsbedingt gekündigten Arbeitnehmer erfaßt, die in der zweiten Kalenderjahres­

hälfte bis zum 31. Dezember Arbeitsleistungen im geforderten Umfang erbracht haben 

und wegen der laufenden Kündigungsfrist erst im Folgejahr ausscheiden. Diese Arbeit­

nehmer erwerben einen Anspruch auf 12/12 der Jahressonderzahlung. Dies folgt aus 

einer am Sinn und Zweck des § 2 Abs. 5 TV orientierten Auslegung des Wortlauts der 

Regelung. Es ist hinreichend deutlich erkennbar, daß nach dem wirklichen Willen der
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Tarifvertragsparteien auch diese Arbeitnehmer eine Jahressonderzahlung gemäß § 2 

Abs. 5 TV erwerben sollen. Somit liegt weder eine bewußte noch eine durch ergänzen­

de Tarifauslegung zu schließende unbewußte Regelungslücke vor.

aa) Die Auslegung des normativen Teils eines Tarifvertrags folgt nach der ständi­

gen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts den für die Auslegung von Gesetzen 

geltenden Regeln. Auszugehen ist zunächst vom Tarifwortlaut. Zu erforschen ist der 

maßgebliche Sinn der Erklärung, ohne am Buchstaben zu haften (§ 133 BGB). Der 

wirkliche Wille der Tarifvertragsparteien und damit der von ihnen beabsichtigte Sinn 

und Zweck der Tarifnorm sind mit zu berücksichtigen, soweit sie in den tariflichen Nor­

men ihren Niederschlag gefunden haben. Auch auf den tariflichen Gesamtzusammen­

hang ist abzustellen. Verbleiben noch Zweifel, können weitere Kriterien, wie Tarifge­

schichte, praktische Tarifübung und Entstehungsgeschichte des jeweiligen Tarifvertra­

ges ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge berücksichtigt werden. Im Zweifel ist 

die Tarifauslegung zu wählen, die zu einer vernünftigen, sachgerechten, zweckorien­

tierten und praktisch brauchbaren Lösung führt (BAG 20. April 1994 - 10AZR 276/93 - 

AP BAT §§ 22, 23 Zulagen Nr. 11 mwN).

bb) Nach dem Wortlaut des § 2 Abs. 5 TV ist zunächst Voraussetzung für den 

Anspruch auf Jahressonderzahlung, daß das Arbeitsverhältnis nicht vor dem 1. Juli des 

Kalenderjahres geendet hat und weiterhin, daß das Arbeitsverhältnis in der zweiten 

Kalenderjahreshälfte mindestens für einen Zeitraum von 14 Kalendertagen bestanden 

hat. Sind diese Voraussetzungen erfüllt, erwirbt der betriebsbedingt gekündigte Arbeit­

nehmer einen Anspruch auf eine anteilige Zuwendung, der je nach dem zeitlichen Be­

stand des Arbeitsverhältnisses und der weiteren erbrachten Arbeitsleistung in der 

zweiten Kalenderjahreshälfte zwischen 7/12 und 12/12 der nach § 2 Abs. 3 und Abs. 4 

TV zu errechnenden Jahressonderzahlung betragen kann.

cc) Der Wortlaut des § 2 Abs. 5 3. Alternative TV ist darüber hinaus auslegungs­

bedürftig und auslegungsfähig. Die Formulierung, wonach das Arbeitsverhältnis der 

betriebsbedingt gekündigten Arbeitnehmer „in“ der zweiten Kalenderjahreshälfte endet, 

ist nicht so zu verstehen, daß das rechtliche Ende tatsächlich innerhalb der zweiten 

Kalenderjahreshälfte liegen muß, sondern daß es frühestens in der zweiten Kalender­

jahreshälfte liegen darf. Der Zweck der Regelung liegt darin, anteilige Ansprüche sol­

cher Arbeitnehmer auszuschließen, deren Arbeitsverhältnis betriebsbedingt vor dem 

30. Juni des Kalenderjahres geendet hat. Die Klägerin konnte damit zB für das Jahr
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2000 keinen anteiligen Anspruch erwerben, da sie zum 30. April 2000 ausgeschieden 

ist.

(1) Sinn und Zweck der Ausnahmevorschrift des § 2 Abs. 5 TV sind zunächst aus 

der Zielsetzung der in § 2 Abs. 2 TV normierten Grundregelung zu ermitteln. Der 

Zweck einer tariflichen Leistung ergibt sich insbesondere aus den im Tarifvertrag nor­

mierten Voraussetzungen für die Gewährung sowie den Ausschluß- und Kürzungstat­

beständen, die die Tarifvertragsparteien im Rahmen ihres Gestaltungsspielraums fest­

gelegt haben (ständige Rechtsprechung BAG 19. Februar 1998 - 6 AZR 460/96 - 

BAGE 88, 92, 97 mwN; 11. Juni 1997 - 10 AZR 784/96 - AP BMT-G II § 24 Nr. 2). Da­

nach ergibt sich, daß die Tarifvertragsparteien zwar vergleichsweise kurze Wartezeiten 

und Zeiten tatsächlicher Arbeitsleistung normiert, jedoch durch die Staffelung der Höhe 

der Jahressonderzahlung in § 2 Abs. 3 TV deutlich gemacht haben, daß sie in der Ver­

gangenheit erbrachte Leistungen zusätzlich honorieren wollen. Weiterhin wollen sie 

einen Anreiz für künftige Betriebstreue bieten, da sie ein am Auszahlungstag ungekün- 

digt bestehendes Arbeitsverhältnis verlangen und die Jahressonderzahlung zurückge­

zahlt werden muß, wenn der Arbeitnehmer vor dem 31. Dezember des Kalenderjahres 

selbst kündigt oder bis zum 31. März des Folgejahres fristlos entlassen wird oder einen 

Arbeitsvertragsbruch begeht. Stellen die Tarifvertragsparteien anspruchshindernde 

Voraussetzungen auch für den Fall einer betriebsbedingten Kündigung auf, ist dies 

grundsätzlich nicht zu beanstanden (BAG 4. September 1985 - 5 AZR 655/84 - BAGE 

49, 281; 4. Mai 1999 - 10 AZR 417/98- AP BGB § 611 Gratifikation Nr. 214 = EzA 

BGB §611 Gratifikation, Prämie Nr. 155).

(2) In § 2 Abs. 5 TV haben die Tarifvertragsparteien den zulässigen Gestaltungs­

spielraum bei betriebsbedingten Kündigungen aber nur eingeschränkt ausgeübt. Sie 

gewähren die Jahressonderzahlung einmal dann, wenn das Arbeitsverhältnis am Aus­

zahlungstag betriebsbedingt gekündigt ist. Ebenso entfällt bei einer betriebsbedingten 

Kündigung die Rückzahlungspflicht nach § 3 Abs. 3 TV. Zum anderen wird aber auch 

bei einer betriebsbedingten Kündigung verlangt, daß das Arbeitsverhältnis mindestens 

über die erste Hälfte des Kalenderjahres hinaus bestanden hat. Die Privilegierung der 

betriebsbedingten Kündigung hinsichtlich des Anspruchs auf die Jahressonderzahlung, 

für die soziale Gesichtspunkte maßgebend sein können (BAG 17. Januar 1996 

- 10 AZR 553/95 - nv.), ist beschränkt durch eine Mindestdauer des Arbeitsverhältnis­

ses über das erste Kalenderhalbjahr hinaus.
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Mit der Regelung in § 2 Abs. 5 TV wollen die Tarifvertragsparteien die im Ka­

lenderjahr erbrachten Arbeitsleistungen honorieren. Dies wird dadurch deutlich, daß sie 

einen anteiligen Anspruch begründen. Werden im Kalenderjahr über das erste Kalen­

derhalbjahr hinaus nicht nur anteilig, sondern im gesamten Bezugszeitraum Arbeitslei­

stungen erbracht, so erwächst der volle Anspruch auf die Jahressonderzahlung. Dieser 

entfällt nicht dadurch wieder, daß Arbeitsleistungen sogar über den 31. Dezember hin­

aus erbracht werden, weil der Zeitpunkt des Wirksamwerdens der betriebsbedingten 

Kündigung erst im folgenden Kalenderjahr liegt. Eine sachgerechte Tarifauslegung 

kann deshalb nur ergeben, daß im Falle einer betriebsbedingten Kündigung, die erst im 

Folgejahr wirksam wird, wegen der im gesamten Bezugszeitraum erbrachten Arbeits­

leistungen auch der Anspruch auf die volle Jahressonderzahlung besteht.

Diese Auslegung wird durch die Tarifgeschichte belegt. Ursprünglich sahen 

die Tarifverträge in der Textilindustrie Baden-Württemberg einen Anspruch auf Son­

derzahlung nur vor, wenn das Arbeitsverhältnis am Auszahlungstag ungekündigt war. 

Ausnahmeregelungen für betriebsbedingt gekündigte Arbeitnehmer bestanden nicht. 

Nachdem das Bundesarbeitsgericht tarifliche Regelungen beanstandet hatte, durch die 

betriebsbedingt gekündigte Arbeitnehmer von einer Sonderzahlung ausgeschlossen 

wurden, weil sie die erwartete Betriebstreue gar nicht erbringen konnten (BAG 

13. September 1974 - 5 AZR 48/74 - AP BGB § 611 Gratifikation Nr. 84 = EzA BGB 

§611 Gratifikation, Prämie Nr. 43; 26. Juni 1975 - 5 AZR 412/74 - AP BGB §611 Gra­

tifikation Nr. 86 = EzA BGB §611 Gratifikation, Prämie Nr. 47; 27. Oktober 1978 

-5  AZR 287/77 - BAGE 31, 113), haben die Tarifvertragsparteien diesem Gesichts­

punkt durch die Änderung der Anspruchsvoraussetzungen Rechnung getragen. Mit 

dem Tarifvertrag vom 6. Mai 1976 erhielten § 2 Abs. 2 und Abs. 5 TV ihre heutige Fas­

sung. Für betriebsbedingt gekündigte Arbeitnehmer wurde auf die zukunftsbezogene 

Bindungsklausel verzichtet, wenn sie wenigstens den größeren Teil des Jahres Ar­

beitsleistungen erbracht hatten. Diese Regelungen wurden auch nach Aufgabe der 

früheren Rechtsprechung (BAG 4. September 1985 - 5 AZR 655/84- aaO; 25. April 

1991 - 6 AZR 183/90 - BAGE 68, 41; 4. Mai 1999 - 10 AZR 417/98 - aaO) beibehalten. 

Die der seit 1976 geltenden Regelung zugrunde liegenden Erwägungen hinsichtlich der 

Honorierung erbrachter Arbeitsleistungen gelten im besonderen Maße für solche Ar­

beitnehmer, die sogar über die zweite Kalenderjahreshälfte hinaus Arbeitsleistungen 

erbringen.

Die Auffassung der Beklagten, § 2 Abs. 5 TV wolle nicht die Arbeitsleistungen 

im Bezugszeitraum honorieren, sondern betriebsbedingt gekündigte Arbeitnehmer mit
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einer kurzen Kündigungsfrist und geringer sozialer Absicherung finanziell abfedern, 

findet im Tarifvertrag ebensowenig einen Niederschlag wie der vermeintliche Wille der 

Tarifvertragsparteien, den Arbeitgeber angesichts langer Kündigungsfristen und feh­

lender Beschäftigungsmöglichkeiten nicht mit zusätzlichen Zahlungen zu belasten. Ein 

zu Beginn des Kalenderjahres betriebsbedingt gekündigter Arbeitnehmer mit einer lan­

gen Kündigungsfrist könnte zum 31. Dezember ausscheiden und daher eine Zuwen­

dung in Höhe von 12/12 beanspruchen. Ein Arbeitnehmer, der hingegen mit einer 

dreimonatigen Kündigungsfrist im Oktober gekündigt wird und erst im Januar des Fol­

gejahres ausscheidet, erhielte hiernach trotz seiner kurzen Kündigungsfrist keine Zu­

wendung. Die Tarifvertragsparteien differenzieren ersichtlich nicht nach der Dauer der 

Kündigungsfrist, sondern nach den der Dauer des Arbeitsverhältnisses entsprechen­

den Arbeitsleistungen im Kalenderjahr. Auch eine angeblich gewollte Abfederung von 

Arbeitslosigkeit kurz vor bzw. nach Weihnachten, findet keinen erkennbaren Nieder­

schlag im Tarifvertrag. Scheidet ein Arbeitnehmer am 15. Juli des Kalenderjahres be­

triebsbedingt aus, erhält er die Zuwendung in Höhe von 7/12 unabhängig davon, ob er 

am Auszahlungstag im November eine neue Arbeitsstelle gefunden hat oder nicht.

III. Die Kosten des erfolglosen Rechtsmittels hat die Beklagte zu tragen (§ 97 

Abs. 1 ZPO).

Dr. Freitag Fischermeier Marquardt

Tirre Frese

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

